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(4) Für die gemeinsam genutzten Einrichtungen gilt 
folgendes:

a) Der EVB stellt seine Einrichtungen unentgeltlich 
zur Verfügung. Der Abnehmer haftet für alle 
Schäden, die durch die Straßenbeleuchtungs­
anlage dem EVB oder Dritten entstehen.

b) Bei Änderung des öffentlichen Versorgungsnetzes 
oder aus sonstigen betrieblichen Gründen kann 
der EVB die Entfernung oder Änderung der Stra­
ßenbeleuchtungsanlagen auf Kosten des Abneh­
mers innerhalb einer angemessenen Frist ver­
langen.

c) Bei Errichtung, Änderung oder Erweiterung der 
Straßenbeleuchtungsanlage kann der Abnehmer 
Einrichtungen des EVB nur mitbenutzen, wenn 
ihm der EVB die schriftliche Genehmigung dazu 
erteilt hat.

(5) Arbeiten an der Straßenbeleuchtungsanlage darf 
der Abnehmer nur durch solche Hersteller vor­
nehmen lassen, die zur Ausführung von Arbeiten 
an Starkstromanlagen berechtigt sind. Das Auswech­
seln unbrauchbarer Glühlampen, Schutzglocken und 
Schirme sowie das Reinigen der Beleuchtungskörper 
darf auch von anderen geeigneten Arbeitskräften aus­
geführt werden.

(6) Erneuerungs- oder Unterhaltungsarbeiten an 
Straßenbeleuchtungsanlagen, deren Aufschub eine Stö­
rung der öffentlichen Energieversorgung verursachen 
könnte, kann der EVB auf Kosten des Abnehmers auch 
ohne dessen ausdrücklichen Auftrag durchführen oder 
durchführen lassen. Der Abnehmer ist davon unver­
züglich zu benachrichtigen. Die Kosten sind dem Ab­
nehmer innerhalb eines Monats nach Beendigung der 
Arbeiten gesondert zu berechnen.

§ 9
Umstellung des Versorgungsnetzes,

Änderung der Stromzuführung und sonstige Änderung 
der Anschlußanlage

(1) Der EVB kann im Interesse der öffentlichen 
Energieversorgung eine Umstellung des Versorgungs­
netzes auf eine andere Spannungsart oder Spannung 
vornehmen oder die Art der Stromzuführung z. B. von 
Freileitung in Kabelleitung oder sonst die Anschluß­
anlage ändern. Die Kosten für die Umstellung oder 
Änderung der Anschlußanlage sind vom EVB, die 
Kosten für die Umstellung oder Änderung der Ab­
nehmeranlage vom Rechtsträger der Anlage zu tragen.

(2) Der EVB ist verpflichtet, dem Abnehmer die 
Termine für den Beginn und den Ablauf der vorgesehe­
nen Umstellungsarbeiten so rechtzeitig mitzuteilen, daß 
von diesem die erforderlichen Mittel für das Jahr der 
Umstellung geplant werden können.

§ 10

Gestattungspflicht des Abnehmers
Der Abnehmer ist verpflichtet, die Zu-, Fort- und 

Überleitung von Elektroenergie einschließlich dem An­
bringen von Leitungen, Leitungsträgern und Zubehör 
über und durch seine Grundstücke (einbegriffen Ge­
bäude) unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
oder verbindlichen Verwaltungsanordnungen unentgelt­
lich für solche Übertragungsanlagen zu gestatten, die 
überwiegend der Versorgung des Ortes dienen, in dem

sich die Anlage des Abnehmers befindet. Er hat seine 
Rechte an den Grundstücken so auszuüben, daß der Be­
trieb der Anlage des EVB weder durch Handlungen 
noch durch Unterlassungen beeinträchtigt wird.

§11
Übernahme der Abnehmeranlage 
durch einen anderen Abnehmer

Bei Wechsel des Abnehmers hat der bisherige Ab­
nehmer dem EVB den Schlußzählerstand mitzuteilen. 
Unterläßt er die Mitteilung des Schlußzählerstandes, so 
ist für die Energieabrechnung mit dem bisherigen Ab­
nehmer der Zählerstand maßgebend, mit dem der neue 
Abnehmer die Anlage übernimmt. Der die Anlage über­
nehmende Abnehmer hat dem EVB die Übernahme 
unter Angabe des Anfangszählerstandes zur Umschrei­
bung der Anlage anzuzeigen. Der bisherige und der neue 
Abnehmer haben dem EVB die Möglichkeit zu geben, 
die angegebenen Zählerstände zu überprüfen.

§ 12 

Messungen
(1) Der EVB ist für die ordnungsgemäße Messung 

des Verbrauches verantwortlich. Er ist berechtigt, die 
Meßeinrichtungen mit Plomben zu versehen. Der Ab­
nehmer hat die Kosten für den Einbau der Meßeinrich­
tungen zu tragen. Das gleiche gilt für das Auswechseln 
einer Meßeinrichtung, wenn es im Interesse einer ver­
tragsgemäßen Messung notwendig ist und nicht aus 
Gründen der Wartung erfolgt. Falls der EVB in Aus­
nahmefällen nicht in der Lage ist, bei Sonderabneh­
mern die Messung der beanspruchten Leistung oder 
des Leistungsfaktors ordnungsgemäß durchzuführen, ist 
die durch eine Probemessung über einen Zeitraum von 
mindestens 14 Tagen ermittelte Leistung als Grundlage 
für die Abrechnung vertraglich zu vereinbaren. Die 
Probemessung ist jährlich einmal durchzuführen.

(2) Abnehmer mit einer Leistungsinanspruchnahme 
über 500 kVA sind berechtigt, auf ihre Kosten zu 
Kontrollzwecken eigene Meßeinrichtungen durch den 
EVB einbauen zu lassen, die gleicher Größe, Art und 
Herkunft wie die Meßeinrichtungen des EVB sein 
sollen.

(3) Der Abnehmer kann jederzeit schriftlich eine 
Nachprüfung der Meßeinrichtungen durch die zustän­
dige Prüfstelle fordern. Ergibt eine vom Abnehmer be­
antragte oder vom EVB veranlaßte Prüfung eine Über­
schreitung der gesetzlich zulässigen Fehlergrenzen, so 
ist der zuviel oder zuwenig berechnete Betrag für den 
vorhergehenden Abrechnungszeitraum richtigzustellen, 
soweit die Auswirkung nicht mit Sicherheit über einen 
größeren Zeitraum festgestellt werden kann. Ist die 
Größe eines Fehlers nicht einwandfrei festzustellen 
oder zeigte eine Meßeinrichtung nicht an, so ist der Ver­
brauch auf Grund der tatsächlichen Abnahmeverhält­
nisse zu ermitteln, sofern der Verbrauchsermittlung für 
die Zeit seit der letzten richtigen Ablesung nicht die 
Abnahmeverhältnisse des vorhergehenden oder nach­
folgenden Ablesezeitraumes oder die des Vorjahres zu­
grunde gelegt werden können. Für Nachforderungen 
oder Rückerstattungen für einen längeren Zeitraum 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Ergibt die Prü­
fung keine über die gesetzlich zulässigen Fehlergrenzen 
hinausgehenden Abweichungen, trägt der Antragsteller 
die Kosten der Nachprüfung.


